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Gemeindevertretung 
 

B E K A N N T M A C H U N G 
 

zur 11. Sitzung der Gemeindevertretung 
am Donnerstag, 11.05.2017, 20:00 Uhr 

im Saal 
 
 
 

Tagesordnung 
 

1. Mitteilungen der Vorsitzenden 
 

2. Mitteilungen des Gemeindevorstandes 
 

3. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung von Herrn Matthias Högn zum eh-
renamtlichen Beigeordneten 

 

4. Wahl einer Vertreterin/Vertreter in die Verbandsversammlung des Abwasserverbandes 
"Emsbachtal" 

 

5. 1. Änderung der Friedhofsordnung der Gemeinde Glashütten; 
hier: Erneute Beratung und Beschlussfassung 

 

6. Anfrage der CDU-Fraktion vom 09.03.2017 bezüglich der Kostenstruktur der Kindergärten; 
hier: Beantwortung durch den Gemeindevorstand 

 

7. Anfrage der CDU-Fraktion vom 09.03.2017 bezüglich verschiedener Fragen zum Thema 
"Bebauungsplan - Über dem Seegrund"; 
hier: Beantwortung durch den Gemeindevorstand 

 

 
 

Der Gemeindevorstand 
gez. Brigitte Bannenberg, Bürgermeisterin 
Glashütten, 09.05.2017 
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Niederschrift über die 11. Sitzung 
der Gemeindevertretung 

 
am Donnerstag, den 11.05.2017 

Rathaus Glashütten 
Saal 

Beginn: 20:00 Uhr, Ende: 20:30 Uhr 
gesetzliche Mitgliederzahl 23, davon 19 anwesend 

 

 
    

CDU  = 6 Gemeindevertreter davon 4 anwesend 
   FWG = 5 Gemeindevertreter davon 5 anwesend 

Grüne  = 4 Gemeindevertreter davon 3 anwesend 
FDP = 4 Gemeindevertreter davon 3 anwesend 
SPD = 4 Gemeindevertreter davon 4 anwesend 

 
 

 

  
 

 

Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die Mitglieder der Gemeindevertretung, die 
Mitglieder des Gemeindevorstandes, den Vertreter der Presse, die anwesenden Zuhörer und 
die Mitarbeiter der Verwaltung. 
 
Die Mitglieder der Gemeindevertretung wurden mit Schreiben vom 05.05.2017 unter Mittei-
lung der Tagesordnung für Donnerstag, den 11.05.2017 um 20:00 Uhr eingeladen. 
 
Die Gemeindevertretung ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 
 

Sitzungsverlauf: 
 
 

1. Mitteilungen der Vorsitzenden 
 

Die Mitglieder der Gemeindevertretung haben in Kopie die überarbeitete Geschäftsordnung 
der Gemeindevertretung in dieser Sitzung erhalten. 
 
Die Vorsitzende teilt mit, dass Herr Jürgen Freischmidt für Herrn Kristian Klasen und Herr 
Sebastian Hallmann für Herrn Matthias Högn in die Gemeindevertretung nachgerückt sind. 
Sowohl Herr Freischmidt als auch Herr Hallmann haben sich für diese Sitzung entschuldigt, 
da sie jeweils einen langfristig geplanten Urlaub angetreten haben. 
 
Die Vorsitzende weist auf die am 18.05.2017 geplante Bürgerversammlung in Schloßborn 
hin.  
 
Da es keine Einwände gab, ist die Antragsfrist für die nächste Sitzung der Gemeindevertre-
tung am 29.06.2017 der 07.06.2017 (siehe hierzu Sitzung der Gemeindevertretung am 
24.03.2017). 
 
Mit Schreiben von 18.04.2017 wurden die Herbstlehrgänge in Rahmen des Freiherr vom 
Stein-Institutes in der Zeit von September bis Dezember 2017 bekannt gegeben. 
 
 
2. Mitteilungen des Gemeindevorstandes 
 

Frau Bürgermeisterin Bannenberg teilt mit, dass die Haushaltsplangenehmigung für das 
Haushaltsjahr 2017 zwischenzeitlich vorliegt. Diese wurde allen Mitgliedern der gemeindli-
chen Gremien bereits per E-Mail übermittelt. 
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Frau Bannenberg stellt die neue Leiterin des Amtes für Finanzen, Frau Katharina Heil, vor. 
 
Frau Bannenberg gibt ein Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra-
struktur vom heutigen Tage i.S. B8 – Ortsumgehung Glashütten – bekannt. Das Schreiben 
wird komplett verlesen. Das Schreiben ist als Anlage dieser Niederschrift beigefügt. 
 
Im Amtsblatt vom 06.05.2017 wurden die aktuellen Daten und Öffnungszeiten zur Schwimm-
baderöffnung am 17.05.2017 bekannt gegeben. Für das Schwimmbadkiosk wurden neue 
Pächter gefunden. Die Gemeindeverwaltung kann bei schlechtem Wetter entscheiden, das 
Schwimmbad ab 11 Uhr zu schließen. Ein entsprechender Hinweis erscheint dann auf der 
Homepage. 
 
Frau Bannenberg verweist nochmals auf die Mitmachaktion „Blühendes Glashütten“ und 
stellt fest, dass die Aktion bestens angenommen worden ist. 
 
Zwischenzeitlich konnten ehrenamtliche Fahrer für den „Senioreneinkauf“ gefunden werden. 
Allerdings wurde das Angebot bisher sehr zögerlich angenommen. 
 
Die Kommission für die „Mehrzweckhalle Schloßborn“ hat zwischenzeitlich ihre Arbeit aufge-
nommen. 
 
Das Allegro Musikfest im Taunus findet in der Zeit vom 25.08.2017 bis 03.09.2017 statt. Im 
Rahmen dieser Veranstaltungsreihe findet ein Konzert am 26.08.2017 in der Kirche in 
Schloßborn statt. 
 
Zur Interkommunalen Zusammenarbeit teilt Frau Bannenberg mit, dass zwischenzeitlich ein 
zweiter Schritt eingeleitet wurde. Dies bedeutet, dass nach Auswertung der ersten Ergebnis-
se nunmehr die Umsetzung für verschiedene Bereiche geprüft wird. 
 
Frau Bannenberg teilt mit, dass für den Kindergarten Oberems der Bewilligungsbescheid 
nach dem Infrastrukturprogramm vorliegt. 
 
Zum Ostkreuz Schloßborn wird mitgeteilt, dass der Antrag des Heimat- und Geschichtsverei-
nes Schloßborn zur Förderung des Wiederaufbaues vom Hessischen Ministerium für Sozia-
les und Integration positiv beschieden wurde. Voraussetzung hierfür war die Spendenbereit-
schaft, denn ohne eigene Mittel hätte es keine Zuwendung gegeben. Die Arbeiten an dem 
Ostkreuz haben zwischenzeitlich begonnen. 
 
Frau Bannenberg spricht ihren Dank an Herrn Gemeindevertreter Christoph Klomann aus, 
der ein Wegekreuz wieder instandgesetzt hat. Darüber hinaus teilt Frau Bannenberg mit, 
dass das Holz des zweiten Kerbebaumes in Schloßborn für eine Brücke zum Grillplatz in 
Richtung Eppstein von Herrn Klomann genutzt wird. 
 
Eine Stele des WaldGLASweges wurde massiv beschädigt. Die Gemeinde hat Anzeige ge-
gen Unbekannt gestellt. Die Versicherung wurde eingeschaltet. 
 
3. Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung von Herrn Matthias Högn 

zum ehrenamtlichen Beigeordneten 
 

Gemäß § 46 Abs. 1 HGO wird Herr Matthias Högn von der Vorsitzenden der Gemeindever-
tretung, Frau Heike Kolter, in sein Amt eingeführt und mit Handschlag auf die gewissenhafte 
Erfüllung seiner Aufgaben und die Einhaltung der Vertraulichkeit verpflichtet. 
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Anschließend leistet Herr Matthias Högn gemäß § 72 des Hessischen Beamtengesetzes 
i.V.m. § 2 Dienstaufsichtsverordnung vor der Vorsitzenden der Gemeindevertretung den 
Diensteid. Über die Ernennung und Ableistung des Eides wird eine Niederschrift gefertigt. 
 
Frau Bürgermeisterin Bannenberg händigt Herrn Högn die Ernennungsurkunde aus. 
 
4. Wahl einer Vertreterin/Vertreter in die Verbandsversammlung des 

Abwasserverbandes "Emsbachtal" 
 

 

 
Da niemand widerspricht, wird gemäß § 55 Abs. 3 HGO durch Handaufheben abgestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig (Zustimmung) 
 
Damit ist Herr Benno Hofmann gewählt. Er nimmt die Wahl an. 
 
5. 1. Änderung der Friedhofsordnung der Gemeinde Glashütten; 

hier: Erneute Beratung und Beschlussfassung 
 

 

Die CDU-Fraktion stellt zum § 29 Abs. 3 a 1 – Liegende Grabmale – Größe 0,50 x 0,50 m 
fest, dass die Handhabung bzw. Praxis eine andere Vorgehensweise vorsieht. Es würden 
liegende Grabmale von 1 m auf 1 m verlegt. 
 
Die DS-Nr.: 113 /GV wird zurückgezogen. 
 
6. Anfrage der CDU-Fraktion vom 09.03.2017 bezüglich der Kosten-

struktur der Kindergärten; 
hier: Beantwortung durch den Gemeindevorstand 

 

 

Eine Beantwortung liegt noch nicht vor, da noch nicht alle Stellungnahmen der kirchlichen 
Einrichtungen vorliegen. 
 
7. Anfrage der CDU-Fraktion vom 09.03.2017 bezüglich verschiedener 

Fragen zum Thema "Bebauungsplan - Über dem Seegrund"; 
hier: Beantwortung durch den Gemeindevorstand 

 

 

 
Eine Beantwortung liegt noch nicht vor, da das Planungsbüro noch nicht alle Unterlagen vor-
gelegt hat. 
 
Nach Schluss der Sitzung: 
 
Fragen aus dem Publikum: 
 
Die Fragen werden – soweit wie möglich – beantwortet. 
 
Die Vorsitzende ausgefertigt: 
  
  
gez. Heike Kolter  
 Holger Gottschalk 

Schriftführer 
 



 
   

 G e m e i n d e v e r t r e t u n g  
 
 d e r    G e m e i n d e    G l a s h ü t t e n  
  
 
 
 
 
 

 XVIII. Wahlperiode Drucksache-Nr.: 112/GV/XVIII 
 
  Glashütten, 24.04.2017 
 
 
 Vorlage des Gemeindevorstandes Az.: Amt I -Go/pm 
 - öffentlich - 
 

 

 
Wahl einer Vertreterin/Vertreter in die Verbandsversammlung des Abwasserverbandes 
"Emsbachtal" 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung wählt Frau/Herrn … in die Verbandsversammlung des Abwasserverban-
des „Emsbachtal“. 
 
 
 
Erläuterungen: 
 
In der konstituierenden Sitzung am 14.04.2016 ist Herr Günter Schmunk und Frau Jutta Nothacker 
als Vertreter in die Verbandsversammlung gewählt worden. 
 
Zu Stellvertretern wurden Frau Carmen Mildenberger und Frau Angelika Röhrer gewählt. 
 
Aufgrund der Niederlegung ihres Mandates von Frau Jutta Nothacker ist daher die Wahl einer Ver-
treterin/eines Vertreters in die Verbandsversammlung des Abwasserverbandes „Emsbachtal“ not-
wendig. 
 
Da nur eine Vertreterin/ein Vertreter zu wählen ist, erfolgt der Wahlgang nach Stimmenmehrheit. 
Wenn niemand widerspricht, kann die Abstimmung nach § 55 Abs. 3 Satz 2 HGO durch Zuruf oder 
Handaufheben erfolgen. 
 
 
 
gez. Brigitte Bannenberg 
Bürgermeisterin 
 
 



 
   

 G e m e i n d e v e r t r e t u n g  
 
 d e r    G e m e i n d e    G l a s h ü t t e n  
  
 
 
 
 
 

 XVIII. Wahlperiode Drucksache-Nr.: 113/GV/XVIII 
 
  Glashütten, 24.04.2017 
 
 
 Vorlage des Gemeindevorstandes Az.: Amt III-Wl/pa 
 - öffentlich - 
 

 

 
1. Änderung der Friedhofsordnung der Gemeinde Glashütten; 
hier: Erneute Beratung und Beschlussfassung 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt die 1. Änderung der Friedhofsordnung der Gemeinde Glashüt-
ten gemäß der beigefügten Anlage. 
 
Erläuterungen: 
 
Die 1. Änderung der Friedhofsordnung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung am 
24.03.2017 vom Gemeindevorstand zurückgezogen. Die vorgeschlagenen Änderungen wurden 
eingearbeitet und sind in der Anlage gekennzeichnet. 
 
Der § 29 der Friedhofsordnung ist dahingehend zu ändern, dass alle friedhofsüblichen Werkstoffe 
zur Herstellung einer Grabanlage zugelassen werden. Der Zusatz „Auf dem Waldfriedhof sind kei-
ne Grabeinfassungen zulässig.“ soll entfallen.  
 
Weiterhin ist im § 29 Abs. (3) b) aus steinmetztechnischen Gründen die Größe der Grabplatte aus 
Quarzit von 0,30 m x 0,20 m x 0,04 m auf 0,40 m x 0,30 m x 0,05 m zu ändern. 
 
 
 
gez. Brigitte Bannenberg 
Bürgermeisterin 
 
 
 
 



 
   

 G e m e i n d e v e r t r e t u n g  
 
 d e r    G e m e i n d e    G l a s h ü t t e n  
  
 
 
 
 
 

 XVIII. Wahlperiode Drucksache-Nr.: 107/GV/XVIII 
 
  Glashütten, 10.03.2017 
 
 
 Vorlage des Gemeindevorstandes Az.: Amt II – KH/pa 
 - öffentlich - 
 

 

 
Anfrage der CDU-Fraktion vom 09.03.2017 bezüglich der Kostenstruktur der Kindergärten; 
hier: Beantwortung durch den Gemeindevorstand 

 
 
Anfrage: 
 
Wir bitten um eine Sachstandsinformation zum Thema „Kostenstruktur Kindergarten“ entspre-
chend der Beantwortung folgender Fragen: 
 
Gemäß Beschlussfassung in der Sitzung der Gemeindevertretung im Dezember 2016, soll der 
Gebührenanteil für die Eltern über einen prozentualen Fixwert bezogen auf die Gesamtkosten ab-
züglich der Zuschüsse ermittelt werden. 
Somit haben die Kosten eine Schlüsselfunktion für die zukünftige Berechnung der Gebührenermitt-
lung. In den Beratungen im HFA wurden bisher nur die Kosten und Zuschüsse jeweils in Summe 
ausgewiesen. Als Grundlage für die nächsten Beratungen zu den Kindergartengebühren ergeben 
sich für und folgende Fragen unter Bezugnahme der Daten aus 2016: 
 

1. Wie setzen sich die Betriebsgrundkosten für die jeweilige Einrichtung der Kindergärten im 
Detail zusammen? Hierunter verstehen wir die Einzelkosten, die durch den bestimmungs-
gemäßen Betrieb der Einrichtungen incl. Grundstück anfallen. (z. B. Miete, Pacht, Versiche-
rung, Gartenpflege, Verwaltung, Instandhaltung…) 

 
2. Wie setze sich im Detail die Personalkosten in Bezug auf die unterschiedlichen Betreu-

ungsmodule bzw. Verwaltung der Einrichtung zusammen? 
 

3. Wie setzt sich die Anzahl der zu betreuenden Kinder in den einzelnen Modulen zum Stand 
Januar, Juni und Dezember zusammen? 

 
4. Wie stellt sich in Abhängigkeit der genutzten Module die Förderung durch Hessen-KiFög 

dar? 
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5. Aus welchen Positionen setzt sich die Einnahmeseite für die jeweiligen Einrichtungen zu-
sammen? (Zuschüsse von öffentlicher Hand, Beiträge der Eltern, Zuschüsse durch den 
Träger…) 

 
Um die Zahlen übersichtlich darstellen zu können, wäre eine tabellarische Ausarbeitung wün-
schenswert. 
 
 
Antwort des Gemeindevorstandes: 
 
Antwort zur Frage Nr. 1: 
 
Die gewünschten Aufstellungen der Einzelkosten für das Jahr 2016 bitten wir Sie aus den einzel-
nen Anlagen zu entnehmen.  
 
Eine Gebäudemiete oder Pacht wird für Kindertagesstätten im Eigentum der Kirchengemeinden im 
Regelfall nicht erhoben. Es gibt eine vertragliche Vereinbarung zu Bau-,  Sanierungs- und Reno-
vierungskosten. 
 
Antwort zur Frage Nr. 2: 
 

 Evangelischer Kindergarten: 
 
Grundlage für die Personalbemessung und Personalbewirtschaftung der Kindertagesstätten in 
Trägerschaft der Evangelischen Kirchengemeinden ist der jeweilige Stellenplan der Kindertages-
stätte. 
 
Die Berechnung des Stellenplans erfolgt nach den Regelungen der KiTa-VO und wird von der  
Genehmigungsbehörde (Zentrum Bildung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau) jähr-
lich überprüft. 
 
Grundlagen für die Festlegung des Stellenumfangs sind die Betreuungsart, der zeitliche Betreu-
ungsumfang und die Anzahl der betreuten Kinder in der jeweiligen Betreuungsart. Die Personal-
kosten belaufen sich für den evangelischen Kindergarten für das Jahr 2016 auf insgesamt 
272.263,62 EUR.  
 

 Katholische Kindergärten: 
 
Die Personalkosten belaufen sich im Kindergarten Marienruhe Schlossborn für das Jahr 2016 auf  
544.572,17 EUR. Für den katholischen Kindergarten Sankt Christophorus belaufen sich die Perso-
nalkosten für das Jahr 2016 auf insgesamt 386.267,75 EUR.  
 
Antwort zur Frage Nr. 3: 
 
Die Auswertungen der betreuten Kinder nach den genutzten bzw. vertraglich vereinbarten Modulen 
für das Jahr 2016 liegen für die Kindergärten als Anlage bei.  
 
Antwort zur Frage Nr. 4: 
 
Die gewünschten Aufstellungen bitten wir Sie aus den einzelnen Anlagen zu entnehmen. 
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Antwort zur Frage Nr. 5: 
 
Die genauen Werte der Ertragsseite bitten wir Sie aus den einzelnen Übersichten für das Jahr 
2016, die als Anlagen beigefügt sind, zu entnehmen. 
 
 
gez. Brigitte Bannenberg 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlage(n): 

(1) Kath. Kiga St. Christophorus  
(2) Kath. Kiga Marieruhe  
(3) Ev. Kiga Oberems  

 













































 
   

 G e m e i n d e v e r t r e t u n g  
 
 d e r    G e m e i n d e    G l a s h ü t t e n  
  
 
 
 
 
 

 XVIII. Wahlperiode Drucksache-Nr.: 108/GV/XVIII 
 
  Glashütten, 10.03.2017 
 
 
 Vorlage des Gemeindevorstandes Az.: Amt III-Wl/pa 
 - öffentlich - 
 

 

 
Anfrage der CDU-Fraktion vom 09.03.2017 bezüglich verschiedener Fragen zum Thema 
"Bebauungsplan - Über dem Seegrund"; 
hier: Beantwortung durch den Gemeindevorstand 

 
 
Anfrage: 
 
In der Sitzung der Gemeindevertretung am 10. November 2016 wurde der Empfehlung des BSA 
gemäß DS71/GV/BSA zum Bebauungsplan „Über dem Seegrund“ entsprechend Beschluss ge-
folgt. Nach bekannter Ausführung wird eine zusätzliche Erschließung über eine Zuwegung zum 
ausgewiesenen Gebiet als nicht notwendig angesehen, ohne aber mengenmäßig darzustellen, 
welche Verdichtung mit dem Beschluss ermöglicht wird. 
Für uns ergeben sich folgende Fragen. 
 

1. Wieviele Grundstücke erfasst der Bebauungsplan „Über dem Seegrund“ in Abhängigkeit 
folgender Baugrößen: 
 <600 m² 
 600 ,² bis 800 m² 
 800 m² bis 1200 m² 
 1200 m² bis 1600 m² 
 1600 m² 
 

2. Welches Verdichtungspotenzial ergibt sich au den Antworten zu Frage 1? 
 

3. Ausnahmen bei Bestandsbebauungen können zugelassen werden. Ist es, beispielhalft bei 
einer bebauten Grundstücksfläche von 1000 m², möglich, eine Teilung in 2*500 m² oder ei-
ne Teilung in 600 m² und 400 m² vorzunehmen und somit die Bebauung beider Grundstü-
cke zu realisieren? 

 
 
 
 



Drucksache 108/GV/XVIIISeite - 2 -2 

 
Antwort des Gemeindevorstands: 
 
Wie in der Begründung zum Bebauungsplan bereits erläutert, wurden in den vergangenen Jahren 
zunehmend einzelne Grundstücke im Plangebiet weiter unterteilt und es erfolgte eine städtebauli-
che Nachverdichtung, deren Fortschreiten weiter absehbar ist, sodass die Gemeinde Glashütten 
aufgrund der absehbaren Kapazitätsgrenzen der verkehrlichen Erschließung sowie auch der be-
grenzten Leistungsfähigkeit der Ver- und Entsorgung des Plangebietes das Erfordernis sieht, die 
weitere städtebauliche Entwicklung bauplanungsrechtlich zu steuern und zu ordnen. Hierbei stellt 
sich das Problem, dass die Gemeinde hier an die einschlägigen raumordnerischen Zielvorgaben 
zur Siedlungsdichte gebunden ist und insofern keine ausschließlich bestandsorientierte Begren-
zung der weiteren städtebaulichen Entwicklung möglich ist. Seitens der Gemeinde Glashütten ist 
daher eine Abwägungsentscheidung zwischen den berührten öffentlichen und privaten Belangen 
zu treffen, die vorliegend insbesondere das Spannungsfeld zwischen dem öffentlichen Interesse 
einer leistungsfähigen infrastrukturellen Ausstattung einerseits sowie den privaten Belangen der 
Grundstückseigentümer mit der grundgesetzlich garantierten Eigentumsfreiheit und den gesetzge-
berischen Vorgaben hinsichtlich des grundsätzlichen Vorrangs einer baulichen Innenentwicklung 
und Nachverdichtung andererseits zu bewältigen hat. Demnach werden Festsetzungen, die er-
kennbar den aktuellen Zustand zementieren und künftig keinerlei städtebauliche Entwicklung mehr 
zulassen, nicht nur nicht sachgerecht, sondern auch städtebaurechtlich letztlich unzulässig sein, 
da hierdurch kein erforderlicher Interessenausgleich im Sinne einer verfassungsrechtlich gebote-
nen und gesetzlich erforderlichen Abwägungsentscheidung zwischen den berührten Belangen er-
zielt wird. 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind gemäß der im Regionalen Flächennutzungsplan 2010 enthal-
tenen raumordnerischen Zielvorgabe 3.4.1-9 für die verschiedenen Siedlungstypen auf das Brut-
towohnbauland bezogene Dichtevorgaben einzuhalten. Hinsichtlich der Dichtevorgaben ist vorlie-
gend grundsätzlich von der Kategorie 25 bis 40 Wohneinheiten je Hektar im ländlichen Siedlungs-
typ auszugehen. Die Obergrenzen sind im Rahmen der Bauleitplanung verbindlich einzuhalten; die 
unteren Werte dürfen ausnahmsweise unterschritten werden. Ausnahmen können insbesondere 
durch die direkte Nachbarschaft zu ländlich geprägten Gebieten, durch die Eigenart eines Ortstei-
les sowie durch das Vorliegen topografischer, ökologischer und klimatologischer Besonderheiten 
begründet werden. Das formulierte Planziel sowie die zeichnerischen und textlichen Festsetzun-
gen des vorliegenden Bebauungsplanes ermöglichen eine geordnete städtebauliche Entwicklung 
im Bereich des Plangebietes und folgen dabei den städtebaulichen Zielvorstellungen der Gemein-
de Glashütten zur Schaffung eindeutiger bauplanungsrechtlicher Rahmenbedingungen zur Wah-
rung einer städtebaulich geordneten Entwicklung im Bereich des Plangebietes. Zudem handelt es 
sich im Wesentlichen um eine bestandsorientierte Planung innerhalb der Ortslage, sodass die im 
Bestand zu verzeichnende Unterschreitung der einschlägigen Dichtevorgaben aufgrund der kon-
kreten örtlichen Gegebenheiten nicht im Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung steht, zu-
mal durch den Bebauungsplan die Möglichkeiten zur städtebaulichen Nachverdichtung baupla-
nungsrechtlich geschaffen, gleichzeitig aber auch gesteuert werden. Zudem beinhaltet der Bebau-
ungsplan Festsetzungen zur Mindestgröße der Baugrundstücke und höchstzulässigen Zahl der 
Wohnungen in Wohngebäuden, sodass den raumordnerischen Zielvorgaben zur Obergrenze der 
städtebaulichen Dichte für den Bereich des Plangebietes Rechnung getragen werden kann. Die 
Festsetzungen zielen dabei entsprechend dem formulierten Planziel nicht auf die volle Ausschöp-
fung der Obergrenze von 40 Wohneinheiten je Hektar ab, sondern stellen rechnerisch sicher, dass 
sich die Zahl der maximal zulässigen Wohneinheiten innerhalb des raumordnerisch zulässigen 
Maßes oberhalb des Mindestmaßes bewegt. 
 
Zum Entwurf des Bebauungsplanes wurden die Festsetzungen zur Mindestgröße der Baugrund-
stücke im Allgemeinen Wohngebiet sowie zur höchstzulässigen Zahl der Wohnungen in Wohnge-
bäuden geändert und angepasst, sodass der gegenwärtigen örtlichen Situation im Rahmen der in 
der Bauleitplanung vorliegend beachtlichen Ziele der Raumordnung stärker Rechnung getragen 
werden kann. Demnach soll die Mindestgröße der Baugrundstücke im Allgemeinen Wohngebiet 
nunmehr 600 m² (statt wie bislang vorgesehen 800 m2) betragen. 
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Zudem können Ausnahmen von der Festsetzung zugelassen werden, wenn es sich um zum Zeit-
punkt des Aufstellungsbeschlusses bereits bebaute Grundstücke handelt. Im Allgemeinen Wohn-
gebiet soll zudem je angefangene 300 m² (statt wie bislang vorgesehen 400 m2) Grundstücksflä-
che eine Wohnung je Wohngebäude zulässig sein. Auch diesbezüglich sollen Ausnahmen von der 
Festsetzung zugelassen werden können, wenn es sich um zum Zeitpunkt des Aufstellungsbe-
schlusses bereits bebaute Grundstücke handelt. 
 
Hierzu kann angemerkt werden, dass sich in Abhängigkeit der bestehenden Grundstücksgrößen 
im Plangebiet nicht automatisch die absolute Anzahl an zusätzlich (geschweige denn tatsächlich) 
zu erwartenden Wohngebäuden ableiten lässt. Dies wäre zwar rechnerisch mit hohem Verwal-
tungsaufwand möglich, letztlich aber für das Verständnis der Zielsetzung und Regelungen des 
Bebauungsplanes weder sachgerecht noch zielführend. Die im Bebauungsplan getroffenen Aus-
nahmeregelungen stellen jedenfalls sicher, dass es sich hierbei künftig um Ermessensentschei-
dungen im Einzelfall handelt, an denen die Gemeinde seitens der Bauaufsichtsbehörde beteiligt 
wird und die nicht automatisch zur Zulassung jeder im Einzelfall angestrebten zusätzlichen Bebau-
ung führen müssen. Insbesondere Frage 3 lässt sich insofern mit einem „Jein“ beantworten. 
Grundsätzlich wäre eine solche Bebauung über die Ausnahmeregelungen zulässig, unterliegt aber 
einer Ermessensentscheidung im Einzelfall. Hierzu gehören dann etwa die ganz konkreten Erfor-
dernisse der Erschließung (Verkehr, Ver- und Entsorgung etc.) an das jeweilige Baugrundstück. 
 
 
 
 
gez. Brigitte Bannenberg 
Bürgermeisterin 
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